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Klaus Kwasniewski

Vermögen 
für 

wie viele?

Eine Gefalir für die bestehende 
Gesellschaftsordnung sieht 

die Bundesregierung in der ge
genwärtigen Vermögensvertei
lung. Zu Recht! Denn die Nach
richt ist alarmierend genug: 1,7®/o 
der privaten Haushalte besitzen 
mehr als 73,5“/o des Produktiv
vermögens. Das stellte Professor 
Siebke bei einer Fortschreibung 
der Ergebnisse des Krelle-Gut- 
achtens auf das Jahr 1966 fest. 
Nach jenem Gutachten besaßen 
1960 diese 1,7% „nur“ 70% des 
Produktivvermögens. Während 
der betrachteten sechs Jahre hat 
demnach in diesem wichtigen 
Vermögensbereich die Konzen
tration nicht ab-, sondern zuge
nommen -  und das wohl trotz 
statistischer Probleme.

Gerade diese statistischen 
Mängel sind es aber, mit denen 
viele beruflichen Verfechter einer 
falsch verstandenen Marktwirt
schaft diese Zahlen bagatelli
sieren und abwerten wollen. 
Zugegeben, Ihre Ermittlung be
reitet statistische Schwierigkei
ten. Beispielsweise stehen bei 
dem über die Vermögensteuer 
statistisch erfaßten Betriebsver
mögen, das zusammen mit den 
Kapitalbeteiligungen das Produk
tivvermögen bildet, die gewerb
lichen Grundstücke mit den zu 
niedrigen Einheitswerten von 
1935 zu Buch. Nicht einzusehen 
ist aber, warum die inzwischen 
eingetretenen Wertsteigerungen 
weniger exakt ermittelt sein 
sollen als im Krelle-Gutachten 
vor drei Jahren, an dem Profes
sor Siebke auch mitgearbeitet 
hat.

Ein Glück für diese Kritiker 
ist denn auch, daß wenigstens 
der Anteil dieser 1,7% der pri
vaten Haushalte am Gesamtver
mögen in den betrachteten sechs 
Jahren von 35 auf 31% gesun
ken ist. So bleibt doch das Alibi, 
daß die restlichen 98,3% der 
privaten Haushalte ihren Anteil 
am gesamten Vermögen verbes
sern konnten. Vermißt wird hier
bei aber häufig der Hinweis, 
daß dieser Zuwachs beim Konto
sparen und bei den festverzins

lichen Wertpapieren stattfand, 
die beide inflationsgefährdet 
sind.

Absurd wird die Diskussion 
über die Vermögensverteilung 
aber, wenn in einigen Berech
nungen sogar die gesetzliche 
Rentenversicherung und die Pen
sionsrückstellungen der Unter
nehmer mit einbezogen werden, 
um das traurige Bild aufzuhellen. 
Hier wird nicht mehr von öko
nomischen Gegebenheiten, son
dern von gesellschaftspolitischen 
Wert- und Wunschvorstellungen 
ausgegangen. Vermögen ist näm
lich nicht so sehr Sicherheit in 
einer fernen Zukunft, sondern 
vor allem — als potentieller Frei
heitsspielraum — Verfügungs
macht über gegenwärtige Produk
tionsfaktoren. Und keine Bank 
wird die zukünftigen Ansprüche 
eines Sozialrentenversicherten 
heute kapitalisieren.

Daher sollte die Bundesregie
rung bei ihren kommenden ver
mögenspolitischen Entscheidun
gen, die nach den Parlaments
ferien zu erwarten sind, sich 
nicht nur auf Sparförderungs
maßnahmen und ähnliche Schritte 
beschränken. Um die unbefriedi
gende Vermögenssituation in der 
Bundesrepublik wirklich zu ver
bessern, muß bei der Verteilung 
und/oder Akkumulation des 
Produktivvermögens angesetzt 
werden, das sich in immer weni
ger Händen konzentriert. Als 
Ausweg aus diesem Vermögens
dilemma bietet sich eine Rege
lung an, bei der die Arbeitneh
mer derart an den Unternehmer
gewinnen beteiligt werden, daß 
Kosten, Erlöse und Verbraucher
nachfrage nicht steigen. Wird 
diese Chance nicht wahrgenom
men, so bleibt nur noch die 
Möglichkeit, über eine erweiterte 
Mitbestimmung die Arbeitnehmer, 
wenn schon nicht am Besitz, so 
aber doch an den Verfügungen 
über das Produktivvermögen 
stärker zu beteiligen. Die Zeichen 
der Zeit scheint die Bundesre
gierung verstanden zu haben. 
Ob sie aber imstande ist, die 
notwendigen Maßnahmen zu 
treffen, bleibt abzuwarten.
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